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Haftung für Vernachlässigung des Liegenschaftsunterhalts
Sachverhalt

Ich bin Beiständin einer 84-jährigen Frau. Sie hat eine Liegenschaft neben einem Pflegeheim. Im letzten Jahr wurde sie zusehends dementer, wobei sich das Personal des Pflegeheimes um sie kümmerte. Nachdem die Rechnungen im Pflegeheim nicht mehr bezahlt wurden, wurde eine kombinierte Altersbeistandschaft nach Art. 392 und 393 ZGB errichtet. Im Oktober 2004 kristallisierte sich heraus, dass sie nicht mehr "ambulant" durch das Pflegeheimpersonal betreut werden konnte, sondern sie im Pflegeheim bleiben musste.
Im November war ich als Beiständin nochmals in ihrer Liegenschaft und schaute nach, ob alles in Ordnung ist. Im Dezember, als meine Kollegin wieder in die Liegenschaft ging, stellte sie einen Wasserrohrbruch fest. Die notwendigen Massnahmen wurden am gleichen Tag eingeleitet.
Es wurde festgestellt, dass die Verbeiständete von diesem Schadenfall keine Kenntnis erhalten sollte, da sie sonst gesundheitlich schwerstens gefährdet wäre. Sie hat eine Tochter, welche als Alleinerbin hinzugezogen wurde.
Der Schadenfall ist noch nicht abgeschlossen. Es befanden sich jedoch antike Möbel darin, sodass mit einem Sachschaden sowie Gebäudeschaden von mehreren Zehntausend Franken zu rechnen ist. Die Versicherung wird voraussichtlich die Leistungen um zwischen 10 und 30 % kürzen (Selbstverschulden), da der Oeltank leer war, was schlussendlich den Wasserrohrbruch verursacht habe. Die Tochter möchte mich als Beiständin bzw. die Vormundschaftsbehörde zur Verantwortung ziehen und fordert, die Reduktion der Entschädigung durch die Versicherung sei von der Beiständin und/oder der Vormundschaftsbehörde zu übernehmen bzw. zu ersetzen.
Können Sie mir mitteilen, wie weit in einem solchen Falle die Verantwortlichkeit des Beistandes sowie der Vormundschaftsbehörde geht?
Erwägungen

1. Die Beistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 1 in Kombination mit Art. 393 Ziff. 2 ZGB beinhaltet eine umfassende Vertretung und Interessenwahrung in allen persönlichen und finanziellen Angelegenheiten der betreuten Person und deckt sich vom Wirkungskreis her mit der Vormundschaft (Art. 367, 406 und 407, 413 ZGB), ohne dass allerdings die betroffene Person durch eine Entmündigung „dekapitiert“ wird (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, 2. Auflage, § 6 N 34a S. 138).  

2. Unter die Vermögensverwaltung fällt die Pflicht, gegebenenfalls vorhandene Liegenschaften zu bewirtschaften und in gutem Zustand zu erhalten (Hans Hefti, Die vormundschaftliche Amtsführung, Diss. 1916, S. 150; Basler Kommentar ZGB-Guler N 5 zu Art. 413 ZGB). Es gehört zweifellos zur gehörigen und sorgfältigen Verwaltung einer Liegenschaft, in kalten Jahreszeiten deren Beheizung sicherzustellen und damit Feuchtigkeitsschäden wie Fäulnis oder Wasserleitungsbrüche zu verhindern. Zwar hat sich die Beiständin offenbar regelmässig davon überzeugt, dass die Heizung funktioniert, doch unterliess sie es, hinreichend Vorrat an Brennstoff anzulegen, was schliesslich zum Ausfall der Heizung und zum Schadenfall führte.

3. Der Vormund und die Mitglieder der vormundschaftlichen Behörden haften für den Schaden, den sie absichtlich oder fahrlässig verschulden (Art. 426 ZGB). Das Mass an Sorgfalt richtet sich nach dem Modell eines guten Hausvaters (Hans Aepli, Die Verantwortlichkeit der vormundschaftlichen Organe, Diss. 1979, S. 43; Hefti, a.a.O. S. 149), was uneingeschränkt auch für die Hausmutter zutreffen muss. Eine pflichtwidrige Verletzung liegt nach heutigem Verständnis vor, wenn eine objektiv gebotene Sorgfaltspflicht verletzt wird (BGE 52 II 319, 321) und ein subjektiv vorwerfbares Verschulden vorliegt (Basler Kommentar ZGB-Gross N. 11 zu Art. 413). 

4. Bevor auf die Rückgriffsbegehren der Versicherung eingetreten wird, muss die Gewissheit vorliegen, dass die Police für derartige Sachverhalte eine Deckung ausschliesst oder eine Deckungsreduktion vorsieht. Das ist keineswegs zwingend, denn es liegt weder Absicht vor, noch dürfte das Verhalten der verantwortlichen Beiständin als grobe Fahrlässigkeit qualifiziert werden. Es handelt sich um ein klassisches „Nicht daran gedacht haben“, ein Versehen, das unter Umständen in der Versicherung abgedeckt ist. Dass anstelle der Versicherungsnehmerin eine Beiständin für die Liegenschaftsverwaltung verantwortlich ist, ändert an den Versicherungsbestimmungen grundsätzlich nichts, ausser dies sei ausdrücklich in der Police vorgesehen. Aus meiner Sicht schliesst die Tatsache, dass aus vormundschaftsrechtlicher Sicht eine Verantwortlichkeit für den entstandenen Schaden vorliegen dürfte, nicht aus, dass die Hausrat- und allenfalls eine Gebäudeschadenversicherung primär und ohne Rückgriffsrecht für den Schaden aufkommen.


5. Es ist zu empfehlen, die involvierte Versicherung, welche Rückgriff nehmen will, den Rückgriff anhand der Versicherungsbestimmungen sorgfältig begründen zu lassen und an die Versicherung ihres Gemeinwesens zu verweisen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 19. April 2005
PAGE  
2

[image: image1.png][image: image2.png]